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Die Handwerkerprüfungen. 


Wir ſprachen neulich davon, daß die von der Re⸗ 
gierung angeordneten und geleiteten Prüfungen 
der Bauhandwerker nicht blos überflüſſig ſeien, ſondern 
ſogar unter Umſtänden ſchädlich ſein könnten. Wir 
erinnerten daran, daß in England und Nordamerika 
keine ſolche Staatsprüfungen ſtattfinden und daß in den 
großen Städten dieſer Länder doch nicht ſo maſſenhafte 
Unglücksfälle vorkommen, wie wir ſie unlängſt in Ber⸗ 
lin zu beklagen hatten. Wir hätten uns auf Preußen 
ſelbſt berufen können. Auch in Preußen werden die 
Verfertiger von Maſchinen und insbeſondere von Dampf- 
maſchinen von Staatswegen nicht geprüft und doch iſt 
es noch keinem Menſchen eingefallen, daß unſere Ma⸗ 
ſchinenbauer ungeſchickter und fahrläſſiger in ihrem Ge⸗ 
werbe wären, als Maurer und Zimmerleute in dem 
ihrigen. Aber immer kann die ſogenannte „konſervative 
Staatsweisheit“ ſich noch darauf berufen, daß dieſe Prü⸗ 
fungen doch ein altes Herkommen ſind, und daß 
felbſt die Schöpfer der Gewerbefreiheit, die fo fortſchritt⸗ 
lich e Miniſter Stein und Hardenberg, ſie 
nicht abzuſchaffen gewagt haben. Freilich iſt dieſe Be⸗ 
rufung gleichgültig genug, doch vielleicht genügt ſie 
Einem, dem der Zopf immer noch hinten hängt. Aber 
für die Prüfungen in etwa ſiebzig anderen Handwer⸗ 
ken, wie die Verordnung vom 9. Februar 1849 ſie au⸗ 
befohlen hat, kann nicht einmal dieſer Grund ange⸗ 
führt werden. Doch ſehen wir uns die Sache etwas 
näher an. 

Im Anfange dieſes Jahrhunderts war unſer preu⸗ 
ßiſcher Staat leider ſo ſchwach geworden, daß die Fran⸗ 
zoſen nur kommen durften, um ihn durch eine einzige 
Schlacht faſt ganz über den Haufen zu werfen. Nur 
mit Mühe und Noth erlangte Friedrich Wilhelm III 
noch den Tilſiter Frieden vom Jahre 1807, durch den 
wenig über die Hälfte des bisherigen Staatsgebietes 
feiner Krone verblieb. Auch diefer Reſt ſtand in Ge⸗ 
fahr, über kurz oder lang durch das 85 gerade fo 
angeprieſene ſogenannte „Recht der Eroberung“ in 
das Eigenthum des Kaiſers Napoleon überzugehen. 


Da freilich war es hohe Zeit, mit der „konſervati 
Er ee u brechen. Die Männer des Sella 
des und des Rückſchrittes wurden aus dem Rathe der 
Krone entlaſſen, und an ihre Stelle traten die, die allein 
noch halten und retten konnten, nämlich die Männer der 
damaligen Fortſchrittspartei, vor Allen der größte unter 
den preußiſchen Staatsmännern, der Reichsfreiherr 
von Stein. Die Rathſchläge dieſer Männer wurden 
freilich nur fo lange befolgt, als die Noth dauerte. Aber, 
ſo viel in der kurzen Zeit möglich war, räumten ſie doch 
unter demjenigen Unweſen auf, durch welches vorzugs⸗ 
weiſe der Staat ſo ſchwach geworden war. Wir wollen 
aber hier nicht ſprechen von der Unfreiheit des Bauern 
und von den Vorrechten des Adels, nicht von dem trau⸗ 
rigen Zuſtande des ſtehenden Heeres jener Zeit und nicht 
von der ganz verkommenen Verwaltung der ſtädtiſchen 
Gemeinweſen. Wir werden jetzt nur von dem alten 
e und Zunftzopf reden, der, freilich in Ver⸗ 
bindung mit ſehr vielen andern Uebelſtänden, den größten 
Theil des Handwerker⸗ und des Arbeiterſtandes damals 
in die kümmerlichſten Verhältniſſe gebracht hatte. Un⸗ 
ſere Greiſe erinnern ſich deſſen noch, und auch wir ha⸗ 
ben nicht n Sahne was Väter und Großväter in un⸗ 
ſern jungen Jahren uns erzählt haben. 

Dieſer Zunftzopf wurde nun in den leider nur allzu 
kurzen Jahren des Fortſchritts fo ziemlich von Grund 
aus abgeſchnitten. Niemand hatte mehr nöthig, die alt⸗ 
e Lehr⸗ und Geſellenzeit mit allen ihren 


zunftmäßigen Plackereien durchzumachen und hinterher 


noch ſeine koſtbare Zeit und ſein ſchwer erſpartes Geld 
für ein ganz überflüffiges Meiſterſtück wegzugeben. Je⸗ 
dem war es frei gegeben, jedes Gewerbe zu betreiben 
durch welches er am beſten ſein Brod zu verdienen 
glaubte. Die einzige Prüfung, die vorausging, war die 
welche er bei ſich ſelbſt anſtellte, und die einzige, welche 
hinterher eintrat, war die, welche ſeine Kunden anſtell⸗ 
ten. Eine Ausnahme wurde nur noch bei den Gewer⸗ 
ben gemacht, von deren ungeſchicktem Betriebe man eine 
befondere Gefahr für das Leben und die Gefundheit 
Anderer befürchtete. Sonſt ſollte Jeder auch in gewerb⸗ 
lichen Dingen auf ſeine eigenen Füße geſtellt werden; 


Das war eine natur⸗ und vernunftgemäße Freiheit. 
In dieſer Freiheit ſind unſere Gewerbe emporgeblüht, 
und unſer Handwerkerſtand und unſer Arbeiterſtand ſind 
an Geſchicklichkeit, Bildung und Wohlſtand ganz andere 
geworden, als ſie es noch vor fünfzig und ſechszig Jahren 
waren. Freilich im Paradieſe leben ſie auch heute noch 
nicht. Auch heute giebt es neben vielem verſchuldeten 
noch gar mancherlei unperſchuldetes Mißgeſchick. Aber 
nur die Kurzſichtigen ſind es, die von der Gegenwart 
nichts als die Schatten, von der Vergangenheit nichts 
als die lichten Stellen ſehen. Natürlich wird es immer 
Leute geben, die nicht daran denken, daß nur ihr eigner 
Magen und ihr Appetit alt und ſchwach geworden iſt, 
und die darum behaupten, daß in ihrer Jugend die 
Bäume ſchönere Aepfel und Birnen getragen und die 
Hausfrauen die Fettklöße beſſer gekocht hätten, als heut 
zu Tage. Solche Leute ſind es denn auch, die bei hellem 
lichten Tage immerfort von der guten alten Zeit des 
Zunftzwanges träumen, wo doch manche gar anſehnliche 
Frau Meiſterin nicht einmal (etwa außer ihrem Braut⸗ 
kleide) ein ſo gutes Kleid ſich anſchaffen konnte, wie heute 
jedes ordentliche Dienſtmädchen trägt. 

Solche Leute waren es denn auch, die im Jahre 
1848, als neben den vernünftigſten Forderungen hie und 
da auch die e laut wurden, unermüd⸗ 
lich nach dem alten Zunftzwange ſchrieen. Sie waren 
es, denen zu Liebe die „konſervative Staatsweisheit“ 
jener Tage die Verordnung vom 9. Februar 1849 aus⸗ 
wirkte. Dieſe Verordnung hat an 70, ſchreibe ſieb zig 
Handwerken, die ſeit vierzig Jahren von jedem Zwange 
vollſtändig frei geweſen waren, die allerſchwerſten 
Beſchränkungen auferlegt. Es find u. A. die Ge⸗ 
werbe der Fleiſcher, Müller und Bäcker, aber nicht der 
Brauer und Branntweinbrenner, ferner die der Gerber 
und aller Lederarbeiter, der Schneider und Knopfmacher, 
der Weber und Tuchmacher, der Horn, 17 und Me⸗ 
talfarbeiter, der Töpfer und Glaſer, der Korbflechter, der 
Maler, Färber und Seifenſieder; ja ſogar die Perrücken⸗ 
macher find nicht Paten Alle diejenigen, die eines 
diefer Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben wollen, müſſen ſeit 
dem Jahre 1849 erſt eine Meiſterprüfung beſtehen; und 
ſelbſt zu dieſer Prüfung wird nicht jeder zugelaffen, der 
ſich die nöthige Kenntniß und Geſchicklichkeit zutraut. 
Es genügt nicht, daß er dieſelbe besitzt, nein er muß 
ſie auch noch in vorgeſchriebener Manier erwor- 
ben haben. Selbſt der geſchickteſte Mann wird (mit 
äußerſt ſparſamen Ausnahmen) zur Meiſterprüfung nicht 
zugelaſſen, wenn er nicht zuvor drei Jahre bei einem 
Meiſter Lehrburſche geweſen, die Geſellenprüfung beſtan⸗ 
den und dann noch drei Jahre als Geſelle gearbeitet 
hat. Dieſer Beſchränkung wurden durch dieſelbe Ver⸗ 
ordnung auch die Bauhandwerker unterworfen. Aber 


damit iſt es noch nicht genug. Iſt nämlich Einer glück⸗ 


lich Meiſter geworden, dann darf er doch nur Geſellen 
9 ‚eigenen Handwerkes halten. Der Kürſchner 
arf keine Schneidergeſellen, der Schloſſer keine Schmiede⸗ 
der Zimmermeiſter keine Tiſchler⸗, der Hauszimmermeiſter 
keine Schiffszimmergeſellen in Arbeit nehmen. Es kommt 
dabei gar nicht darauf an, daß der Meiſter dann unter 
Umſtänden ſeine Arbeit liegen laſſen und der Geſelle 
betteln gehen muß. Es kommt auch nicht darauf an, 
daß eine ganze Anzahl von Leuten, die dies oder jenes 
Handwerk ganz gut verſtehen, ohne gerade in dem ge⸗ 
eigneten Lebensalter die vorgeſchriebenen Lehrlings⸗ und 
Geſellenjahre überſtanden zu haben, nun als bloße Tage⸗ 
löhner oder gar als Bettler leben müſſen. Es kommt 
auch nicht darauf an, daß eine Korbmacher⸗ oder Schnei⸗ 
der⸗ oder Bäckers⸗ oder Konditorswittwe der Armenkaſſe 
12 Laſt fällt, weil ſie das Gewerbe ihres Mannes zwar 
ortſetzen kann, aber (ohne Beihülfe eines geprüften 
Meiſters) nicht fortſetzen darf. 

Wenigſtens ſollte Jedermann begreifen, daß das keine 
Vortheile für die geprüften Meiſter, ſondern nur Nach⸗ 
theile find, von denen die einen den Handwerker allein, 
die anderen ihn wenigſtens an ſeinem Theile mittreffen. 
Denn die Armuth im Lande wird ja durch dieſe Be⸗ 
ſchränkungen nothwendig vermehrt, und je größer die 
Anzahl der Armen im Lande iſt, um ſo mehr muß ja 
auch der Handwerker für ihre Erhaltung zur Gemeinden, 
Kreis⸗ oder Staatskaſſe bezahlen. 

Oder haben etwa die Handwerker neben dieſen Nach⸗ 
theilen vielleicht um ſo größere Vortheile zu erwarten? 
Nun, der einzige Vortheil, an den man denken könnte, 
wäre doch nur der, daß die Zahl der Meiſter in jedem 
einzelnen Handwerk kleiner wird, und die Arbeiten des⸗ 
ſelben dann theurer bezahlt werden, als das bei voller 
Gewerbefreiheit der Fall ſein würde. Man könnte ſich 
das denken, ſagen wir, obgleich in der Wirklichkeit die 
Sache ganz anders anäfieht Aber geſetzt, alle Hand⸗ 
werkerwaaren würden wirklich, a: etwa durch andere 
Urſachen, ſondern gerade durch die Verordnung vom 
9. Februar 1840 theurer gemacht: was würde es da 
z. B. dem Schuhmacher nützen, wenn er zwar ſeine 
Stiefel theurer bezahlt bekommt, dafür aber auch ſeinen 
Rock und ſeinen Out ſein Brot und ſein Fleiſch, ſeinen 
Stuhl und ſeinen Tiſch, ja, ſein Leder und ſeine Ahle 
und ſeinen Pechdraht in demſelben Verhältniſſe theurer 
bezahlen muß? Ja, er würde auch 155 den Schaden 
haben, daß die Leute, je theurer die Stiefel ſind, um ſo 
länger mit geflicktem Schuhwerk, oder auch auf Pan: 
toffeln oder gar barfuß herumlaufen, daß er alſo weniger 
verkauft, als er ſonſt verkaufen würde. Der Schuhmacher 
würde alfo in Wahrheit nicht reicher, ſondern ärmer 
werden. Und ebenſo würde es jedem Anderen der auf 
ſo eigenthümliche Weiſe „geſchützten“ Handwerker er⸗ 


ehen. 

g Aber haben vielleicht die anderen Leute, die kein 
Handwerk betreiben, einen Vortheil von der Benach⸗ 
theiligung der Handwerker? ir wüßten wahrlich 
keinen anzugeben. Denn geprüſte Meiſter können ganz 
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„Vorrechte auszuüben, da ſich 


eben fo ff rbeit machen, wie ungeprüfte; das er⸗ 
fee l Sage Aber geſetzt den Fall, die „Eon 
ervative Staatsweisheit“ hätte unglaublicher Weiſe wirk⸗ 
lich geglaubt, daß fie durch die Verordnung die Anfer⸗ 
tigung ſchlechter Ar eit verhindern könnte: nun ſo müſſen 
ſie doch nun endlich von ihrem Irrthum ſich überzeugt 
aben. Freilich, wenn fie wirklich „Weisheit“ wäre, 
0 hätte ſie auch ohne dieſe Probe ſchon gewußt, daß ſie 
es uns ganz allein zu überlaſſen hat, ob wir uns zu 
enge Schuhe oder einen wackl pen Stuhl oder eine fuch⸗ 
ſige Perrücke kaufen wollen oder nicht. Eine Staats⸗ 
angelegenheit iſt das doch auf keinen Fall. 
Doch über die Herren Konſervativen wundern wir 
uns weiter nicht; denn die haben bei allen ſolchen Din⸗ 
gen noch ihre ganz beſonderen Zwecke, über die wir heute 
nicht weiter reden wollen. Wir wundern uns nur darüber, 
daß es noch immer eine, wenn auch verhältnißmäßig 
kleine Zahl von Handwerkern giebt, die die Beſchränkung 
der allernatürlichſten Freiheit des Menſchen, ja, die wider⸗ 
natürlichſte Beſchränkung ihrer eigenen perſönlichen Frei⸗ 
heit ſogar als einen Gewinn für ſich betrachten. Denn 
nichts iſt doch wahrlich mehr wider die Natur, als einen 
Menſchen daran zu verhindern, 11 er ſein Brot durch 
diejenige Arbeit zu verdienen ſucht, die er ſelbſt am beſten 
zu verliehen und mit dem größten Vortheil verrichten 
zu können glaubt. Aber freilich, es giebt viel wunderliche 
Dinge in der Welt, das wunderlichſte aber iſt der Menſch 
ſelbſt — nämlich in gewiſſen Exemplaren. 


Politiſche Wochenſchau. 

reußen. Die Angelegenheit, welche durch die öſterreichiſch⸗ 
preußiſchen Noten an den Frankfurter Senat angeregt 
worden, ſchwebt noch immer. Der Senat in Frankfurt hat 
mit Entſchiedenheit jeden Verſuch einer Einmiſchung in ſeine 
Angelegenheiten zurückgewieſen, und es werden die deutſchen 
Großmächte ſich, wenn ſie die Sache weiter verfolgen wollen, 
wohl an den Bund wenden müſſen. Dur ſolchen 
Schritt erkennt Preußen von Neuem die Autorität 
des Bundes an, und es ſtimmt alsdann ſchlecht zu einem 
ſolchen Vorgehen, wenn fie in der ſchleswig⸗holſtein ſchen 
Frage dem Bundestag nicht die Befugniß zur endgültigen 
e dent einräumen will. Ueber dieſe Rückkehr in den 
Bundestag jubelt jetzt auch die aan eu welche offenbar 
hofft, daß dadurch endlich in ganz Deutſchland wieder ihre 
Grundſätze zur Ausführung gelangen werden. Wir denken, 
ſie wird ſich irren, denn die Zeiten, von welchen man in der 
Redaktion der Kreuzzeitung träumt, ſind vorbei, und ſelbſt in 
Mecklenburg gelingt. es den Junkern nicht mehr, ihre ſchönen 
0 ich die Bauern den 1 

ihrer Herrn durch maſſenhafte Auswanderungen entziehen. 
De Graf En ift jetzt aus Paris zurückgekehrt, 
und noch weiß Niemand, welches die Reſultate ſeines Beſuches 
beim Kaiſer Napoleon waren. In Oeſterreich ſcheint man 
auf die gepflogenen Unterhandlungen mit großer Aengſtlichkeit 
zu blicken, da man fürchtet, es handele fa um ein Bünd⸗ 
niß zwiſchen Frankreich, Preußen und Italien, 
deſſen Spitze natürlich gegen Oeſterreich gerichtet ſein würde. 
In wie fern dieſe Befürchtung gegründet ift, läßt ſich ſchwer 
beſtimmen, denn es iſt ganz unzweifelhaft, daß ſich in den 
leitenden Kreiſen der preußiſchen Politik zwei Richtungen 
bekämpfen. Die eine, welche im eigentlichen Kreuzzeitungs⸗ 
lager ſtark vertreten iſt und auch unter den höheren, einfluß- 


reichen Militärs ſtarke Stützen findet, würde wohl geneigt 
ſein, auf Grund einer Garantie für Venetien gegen die 
Erwerbung der Herzogthümer in ein enges Bündniß mit 
Oeſterreich zu treten, welches zugleich in den großen Fragen 
der deutſchen und europäiſchen Politik die Grundſätze der 
entſchiedenſten Reaktion und Legitimität zur Gel ⸗ 
tung zu bringen als ſeine Aufgabe betrachten würde. Aber 
dieſe Richtung, mag ſie auch noch ſo mächtige Beförderer 
haben, iſt doch bis jetzt noch nicht die herrſchende. Die ihr 
entgegenſtehende, deren Träger Graf Bismarck iſt, will von 
einer ſolchen Solidarität mit Oeſterreich nichts wiſſen, ſie 
hofft, für eine Geldentſchädigung dem wiener Kabinet die Zu⸗ 
ſtimmung für den Anfall der Herzogthümer an Preußen ab» 
zuringen, und hält als letztes Mittel zur Durchſetzung ihrer 
Zwecke ein Bündniß mit Frankreich und Italien in Bereit⸗ 
ſchaft, das freilich bis jetzt auch nur noch ein eventuelles Pro⸗ 
jekt ift, deſſen Erfüllung ſich manche Zweifel und Hinderniſſe 
entgegenſtellen. Wenn aber dieſe Partei auch der zuerſt 
9 9 in ihren Plänen nach Außen hin ſchroff gegenüber 
ſteht, was die Politik im Innern anbelangt, da agen ſich 
beide freundſchaftlich die Hände. 

Die Militärfrage, welche wir als den Ausgangspunkt 
unſeres Verfaſſungskonfliktes nie aus den Augen verlieren 
dürfen, beſchäftigt übrigens nicht uns allein, ſondern in allen 
Ländern, und ganz beſonders in Frankreich, Italien und Oeſter⸗ 
reich macht ſich das dringende Bedürfniß einer Verminderung 
der Ausgaben für das Militär geltend. Allgemein ſucht man 
das Mittel zur Verminderung dieſer Laſt in der Verkür⸗ 
zung der Sienſtzeit. Unfere Zeit, die überhaupt binnen 
kürzerer Friſt erhöhte Leiſtungen fordert, darf den gerechten 
Anspruch erheben, die militäriſche Ausbildung (nicht die „Geiſt“. 
Anerziehung) eines Infanteriſten binnen zwei Jahren zu vol⸗ 
lenden — was den Friedensſtand reduziren würde — und bei 
einem großen Kriege iſt die ganze Frage nach der Dauer der 
Dienſtzeit keineswegs ſo bedeutend, als man glauben macht. 
Wenn die Armee erft Verluſte erlitten, werden ihr nach dem 
preußiſchen Mobilmachungsplane Rekruten von nur drei⸗ 
monatlicher Dienftzeit durch die Erſatzbataillone nachge⸗ 
ſchickt, und nicht viele Kriegsjahre dürften dahingehen, bie 
dieſe die Mehrzahl in den Reihen bilden. Der Kampf um 
Reduktion der Friedensarmee kann und darf deshalb 
nicht aufgegeben werden; er iſt ein Akt echt preußiſchen 
Patriotismus und richtiger Erkenntniß der Lage unſeres 
an außerordentlichen Hilfsmitteln gegen faſt alle anderen 
Staaten Europas zurückſtehenden engeren Vaterlandes. Dieſer 
Kampf iſt aber auch ein wesentliches Förderungsmittel für 
die Löſung unſerer Aufgabe in Deutſchand. Gegen 
preußiſches Weſen und preußiſche Inſtitutionen hat die große 
Maſſe der übrigen Deutſchen eine ſehr große Scheu, und wer 
der Sache auf den Grund geht — man frage in Hannover 
wie in Württemberg, in Schleswig- Holſtein wie in Hamburg — 
wird in dem übermäßigen Druck unſerer Militärlaſt und dem 
durch das Ueberwiegen des Soldatenweſens unſeren Verhält⸗ 
niſſen aufgedrückten Typus die Haupturſachen erkennen. Das 
große Prinzip der allgemeinen Dienſtpflicht ſteht 
nur gerechtfertigt da, wenn die Dienſtpflicht des Einzelnen 
auf das Minimum bemeſſen iſt. Erſt wenn wir dies Ziel 
erreicht, wenn wir damit gleichzeitig unſer Kriegsbudget mit 
den übrigen Staatseinnahmen in ein den Forderungen der 
Civiliſation entſprechendes Verhältniß gebracht haben, dann 
erſt haben wir ein Recht, von Deutſchland zu fordern, die 
gleiche Bürde auf ſich zu nehmen. Der Widerſtand in 
der Militärfrage hat ſich in der großen Majorität der 
Nation faſt einzig und allein auf den hier in Betracht gezo⸗ 
genen Punkt konzentrirt. An dieſem Punkt aber muß 


feſtgeh 
halte den es vor mehr als fünfzig Jahren gewonnen hat. 
Wer nicht vorwärts geht, geht zurück! 

Ein Rundſchreiben der Regierung zeigt, daß noch lange 
nicht alle bedürftigen Veteranen aus den Jahren 1813—15 
einen Thaler monatlich vom Staate haben, und es er⸗ 
mahnt die Gemeinden aufs dringendſte, die ihnen zukommende 
Pflicht der Armenunterſtützung auch an dieſen Veteranen zu 
erfüllen. Ja, fragt wohl mancher, warum hat denn die Re⸗ 
gierung nicht mehr von den Kammern gefordert; bei der Ge⸗ 
neigtheit derſelben zu Mehrbewilligungen für dieſe Zwecke und 
bei unſern ſo ausgezeichneten Finanzzuſtänden wäre es ja eine 


Kleinigkeit geweſen, die vorhandenen Bedürfniſſe zu decken. 


Das Haus der Abgeordneſen hat ſogar aus ſich ſelbſt die be⸗ 
antragte Etatspoſition erhöht. Und nun erfährt man, daß 
einzelne dieſer Veteranen nach mehr denn fünfzig 
Friedensjahren noch nicht einmal einen Thaler 
monatlicher Unterſtützung vom Staat erhalten. 
Und doch iſt wohl nicht einer unter ihnen, der weniger denn 
ſiebzig Jahre zählte, und die Ausſicht bald keinen mehr auf 
dem Unterſtützungsfonds zu haben, wächſt mit jedem Jahre 
in geſteigerter Progreſſion. 

Heſſen⸗Kaſſel. Die Miniſterkriſis, die vor vierzehn 
Tagen in Kaſſel ausgebrochen iſt, dauert immer noch fort. 
Im Inlande ſcheint es dem Kurfürſten ſchwer zu fallen, neue 
Miniſter zu finden. Der wiederholte Verſuch, die Unter⸗ 
ſtaatsſckretäre der betreffenden Miniſterien zu Miniſtern zu 
machen, der im Finanzminiſterium bei Herrn Ledder⸗ 
hoſe gelungen war, iſt im Juſtizminiſterium mißlungen. Der 
Staatsrath Pfeiffer, Unterſtaatsſekretär im Juſtizminiſterium, 
hat lieber ganz ſeinen Abſchied genommen, als daß 
er Miniſter geworden wäre. Man ſieht, wie hart es dabei 
hergeht. Die unangenehmen Erfahrungen aber, die Herr 
Ledderhoſe im geſellſchaftlichen Verkehr nach Uebernahme des 
Finanzminiſteriums gemacht haben ſoll, haben wohl ihr Theil 
zu die ſem Entſchluß beigetragen. 

Baden. So feſt man auch auf die liberale Geſinnung 
des Großherzogs baut, ſo fängt man doch jetzt an, etwas 
ängſtlich in die Zukunft zu blicken. Die Entlaffung des Ober⸗ 
ſchuldirektors Knies und die Wahl ſeines Nachfolgers, ſo 
wie einige andere Ernennungen, welche in der letzten Zeit 
erfolgt find, erwecken Befürchtungen, daß eine neue Zeit 
der Reaktion herannahe, deren Wellen ſo mächtig werden 
möchten, daß der Großherzog ihnen nicht wird widerſtehen 
können. Vermehrt wird die Beſorgniß dadurch, daß der 
Großherzog bedenklich erkrankt iſt, und zur Herſtellung ſeiner 
Geſundheit ſich mehrere Monate am Genfer See auf- 
halien muß. 


Ein Wort über Peſſimismus. 

Wie oft hört man von Leuten, welche fi für ganz frei⸗ 
ſinnig ausgeben, bei dem Bekanntwerden eines neuen Gewalt⸗ 
ſchrittes der Reaktion die Worte: „das iſt ganz gut, mögen 
ſie es nur immer ſo fort machen! Es muß erſt ganz ſchlecht 
werden, ehe das Gute ſich durcharbeiten kann!“ — Eine 
ſolche, nach unſrer Anſicht ganz verkehrte Weltanſchauung, 

nennt man Peſſimismus. l 
Wir wollen keineswegs bezweifeln, daß einzelne dieſer 
Peſſimiſten es wirklich ehrlich meinen, die meiſten aber finden 
es bequem, hinter ſolch einem gelehrt klingenden Satz eine 
Deckung für ihren Mangel an Opferwilligkeit und Intereſſe 

für das öffentliche Wohl zu ſuchen. 

Wie überall, ſo bewährt ſich auch im Staatsleben das 


alten werden, damit Preußen den Vorſprung be⸗ | 


alte Wort: „Hilf dir felber, jo wird auch Gott dir helfen!“ 
und ſo wenig im bürgerlichen Leben derjenige heraufkommen 
kanu, welcher nicht arbeitet, ſo wenig wird ein Volk, das fich 
ſcheut für ſeine Freiheit etwas zu thun, dieſelbe erringen, oder 
auch nur ſeine Selbſtſtändigkeit nach Außen hin zu behaupten 
vermögen. 

Die übergroße Mehrzahl der Staaten unſeres deutſchen 
Vaterlandes wird ſeit dem dreißigjährigen Kriege durch Allein⸗ 
herrſcher regiert, wenn auch nicht rechtlich, To doch thatſächlich. 
Es beſtehen überall Verfaſſungen, welche die Rechte der 
Fürſten zu Gunſten der Völker beſchränken, und in manchen 
Staaten haben fie ſogar immer beſtanden; aber fie find 
meiſtens eben nur beſchriebene Blätter Papier. Es wäre 
ſehr Unrecht, wenn man den Regierenden allein 
die Schuld davon anrechnen wollte. Das Streben 
nach Macht und beſonders nach Erhaltung der überkommenen 
Macht, iſt tief in jedem Menſchenherzen begründet. Jeder 
hält doch ſeine eigenen Anſichten für die beſten, denn ſonſt 
würde er ſie nicht haben. Wer ſich daher in einer Stellung 
befindet, welche es ihm ermöglicht, ſeine Ideen zur Geltung 
zu bringen, der wird ſich niemals freiwillig entſchließen, von 
dieſer Stellung etwas aufzugeben. Darum das Widerſtreben 
unſerer deutſchen Herrſcher wider jede entſcheidende Theilnahme 
des Volks an der Regierungsgewalt. Andererſeits muß jeder, 
der die Geſchichte kennt, zugeben, wie die Stellung unſerer 
Fürſten ſo über das Leben des Volkes hinausgehoben iſt, daß 
ſie die wahren Bedürfniſſe 11 80 nicht überall zu beur⸗ 
theilen vermögen, außerdem ſind ſie doch eben auch nur 
Menſchen, die zu Gunſten ihrer Schwächen und Lieblings- 
wünſche nothwendig manches Gute verkennen müſſen. Gerade 
dieſe Lieblingsneigungen, welche nicht ſelten mit dem Wohl 
des Volkes arg im Widerſpruch ſtehen, bewirken nicht nur 
ein eifriges Feſthalten an der beſtehenden Macht, ſondern 
Ein ſogar oft das Streben nach Machterweiterung rege 
werden. 

Daß ſolchen Zuſtänden ge enüber nichts Schlimmeres 
gethan werden kann, als die ehen des Peſſimismus zu pre⸗ 
digen, muß wohl jedem klar ſein. Allerdings pflegen die 
Peſſimiſten auch keine Bekehrungen zu ihrer Anſicht zu ver⸗ 
ſuchen, denn die Gleichgültigkeit iſt nicht bekehrungsluſtig; 
aber ſchon das Beiſpiel wirkt nachtheilig. Denn nichts iſt ſo 
anſteckend als die Muthloſigkeit, weil es in jeder Partei, um 
uns des Ausdruckes des Kriegsminiſters von Roon zu bedienen, 
Feige und Faule giebt. — Denken wir doch an unſere eigene 
Vergangenheit. 

Hat es dem Staate Nutzen gebracht, daß ſich die demo⸗ 
kratiſche Partei von 1849—1858 der Wahlen enthielt? Ganz 
gewiß nicht! Die Weſtphalen⸗Manteuffelſche Regierung wäre 
niemals im Stande geweſen, durch eine künſtlich geſchaffene 
Kammermehrheit ſo viele gute Geſetze zu beſeitigen, wenn 
ſich die Demokratie an den Wahlen betheiligt hätte, und doch 
hatte damals die Demokratie beſſere Gründe für ihr Zurüd- 
ziehen vom politiſchen Schauplatz, als die heutigen Peſſimiſten. 

Wer in der Politik nicht thätig iſt, der iſt todt 
und hat keinen Grund ſich zu beklagen, wenn mit ihm und 
ſeinen Rechten nach Belieben geſchaltet wird. 

Was fagte der Bräutigam zu den thörichten Jungfrauen, 
die ihre Zeit verſchlafen hatten und nun zu ſpät kamen, als 
ſie von ihm Einlaß zur Hochzeit begehrten? — Er ließ fie 
nicht ein und ſagte: „Wahrlich ich jage Euch, ich kenne 
Euch nicht. Darum wachet; denn Ihr wißt weder 
Tag noch Stunde in welcher des Menſchen Sohn 
kommen wird.“ 
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